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in der Beschwerdesache 1. der **** ********, 2. des ******* ******** und 3. 

des mj. **** **** ********, alle ********************, **** *********, alle 

vertreten durch Rechtsanwalt Mag. Dr. Helmut Blum, Mozartstraße 11, 

4020 Linz, gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 

17. Mai 2017, Zlen. 1. W193 2132457-1/10E, 2. W193 2132458-1/12E und 

3. W193 2132456-1/9E, in seiner heutigen nichtöffentlichen Sitzung gemäß 

Art. 144 B-VG zu Recht erkannt: 

 

I. 1. Die Beschwerdeführer sind durch das angefochtene Erkenntnis, soweit 

damit die Beschwerde gegen die Nichtzuerkennung des Status der subsidiär 

Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan, gegen die 

Nichterteilung eines Aufenthaltstitels aus berücksichtigungswürdigen Grün-

den (§ 57 Asylgesetz 2005), gegen die Erlassung einer Rückkehrentschei-

dung, gegen den Ausspruch, dass die Abschiebung nach Afghanistan zulässig 

sei und gegen die Festsetzung einer vierzehntätigen Frist zur freiwilligen 

Ausreise, abgewiesen wird, in dem durch das Bundesverfassungsgesetz 

BGBl. Nr. 390/1973 verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf Gleich-

behandlung von Fremden untereinander verletzt worden. 

Das angefochtene Erkenntnis wird insoweit aufgehoben. 

2. Im Übrigen wird die Behandlung der Beschwerde abgelehnt.  

II. Der Bund (Bundesminister für Inneres) ist schuldig, den Beschwerdeführern 

zuhanden ihres Rechtsvertreters die mit € 3.008,40 bestimmten Prozesskos-

ten binnen 14 Tagen bei sonstiger Exekution zu ersetzen. 

Entscheidungsgründe 

I. Sachverhalt, Beschwerde und Vorverfahren 

1. Die Erstbeschwerdeführerin ist Ehepartnerin des Zweitbeschwerdeführers. Sie 

sind Eltern des im Juli 2015 geborenen Drittbeschwerdeführers. Die Beschwerde-

führer reisten im April 2015 nach Österreich und stellten am 9. April 2015 Anträ-

ge auf internationalen Schutz. 
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2. Mit Bescheiden des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 25. Juli 

2016 wurden die Anträge der Beschwerdeführer hinsichtlich der Zuerkennung 

des Asylstatus abgewiesen, ihnen der Status der subsidiär Schutzberechtigten in 

Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan nicht zuerkannt, kein Aufenthaltstitel 

aus berücksichtigungswürdigen Gründen erteilt, gegen sie eine Rückkehrent-

scheidung erlassen und festgestellt, dass eine Abschiebung nach Afghanistan 

zulässig sei; für die freiwillige Ausreise wurde eine Frist von zwei Wochen ab 

Rechtskraft der Rückkehrentscheidung gesetzt.  

3. Die dagegen erhobene Beschwerde wurde mit Erkenntnis des Bundesverwal-

tungsgerichtes vom 17. Mai 2017, nach Durchführung einer mündlichen Ver-

handlung, abgewiesen.  

3.1. Zur Lage im Herkunftsstaat trifft das Bundesverwaltungsgericht auszugswei-

se folgende Feststellungen: 

"Zivile Opfer 
Die Mission der Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA) dokumentiert 
weiterhin regierungsfeindliche Elemente, die illegale und willkürliche Angriffe 
gegen Zivilist/innen ausführen (UNAMA 10.2016). Zwischen 1.1. und 31.12.2016 
registrierte UNAMA 11.418 zivile Opfer (3.498 Tote und 7.920 Verletzte) – dies 
deutet einen Rückgang von 2% bei Getöteten und eine Erhöhung um 6% bei 
Verletzten im Gegensatz zum Vergleichszeitraum des Jahres 2015 an. Bodenkon-
frontation waren weiterhin die Hauptursache für zivile Opfer, gefolgt von 
Selbstmordangriffen und komplexen Attentaten, sowie unkonventionellen 
Spreng- und Brandvorrichtung (IED), und gezielter und willkürlicher Tötungen 
(UNAMA 6.2.2017). 
UNAMA verzeichnete 3.512 minderjährige Opfer (923 Kinder starben und 2.589 
wurden verletzt) – eine Erhöhung von 24% gegenüber dem Vergleichszeitraum 
des Vorjahres; die höchste Zahl an minderjährigen Opfern seit Aufzeichnungsbe-
ginn. Hauptursache waren Munitionsrückstände, deren Opfer meist Kinder 
waren. Im Jahr 2016 wurden 1.218 weibliche Opfer registriert (341 Tote und 877 
Verletzte), dies deutet einen Rückgang von 2% gegenüber dem Vorjahr an (UN-
AMA 6.2.2017). 
 
Kinder 
Die Situation der Kinder hat sich in den vergangenen Jahren verbessert. So 
werden mittlerweile rund zwei Drittel aller Kinder eingeschult. Mädchen waren 
unter der Taliban-Herrschaft fast vollständig vom Bildungssystem ausgeschlossen 
(AA 9.2016). Das Bildungsministerium gibt die Zahl der Schüler/innen mit ca. 9 
Millionen an, davon sind etwa 40% Mädchen (USAID 19.12.2016). Der Anteil der 
Mädchen nimmt jedoch mit fortschreitender Klassen- und Bildungsstufe ab. Aber 
auch geografisch gibt es Unterschiede. Den geringsten Mädchen-Anteil findet 
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man im Süden und Südwesten des Landes (Helmand, Uruzgan, Zabul und Pakti-
ka) (AA 9.2016). 
Der gewaltfreie Umgang mit Kindern hat sich in Afghanistan noch nicht als 
Normalität durchsetzen können. Körperliche Züchtigung und Übergriffe im 
familiären Umfeld, in Schulen oder durch die afghanische Polizei sind verbreitet. 
Dauerhafte und durchsetzungsfähige Mechanismen seitens des Bildungsministe-
riums, das Gewaltpotenzial einzudämmen, gibt es nicht. Gerade in ländlichen 
Gebieten gehört die Ausübung von Gewalt zu den gebräuchlichen Erziehungsme-
thoden an Schulen. Das Curriculum für angehende Lehrer beinhaltet immerhin 
Handreichungen zur Vermeidung eines gewaltsamen Umgangs mit Schülern (AA 
9.2016). 
Bacha Bazi (Bacha Bāzī) – Tanzjungen 
In weiten Teilen Afghanistans, vor allem in den Rängen von Armee und Polizei, 
aber nicht nur dort, ist der sexuelle Missbrauch von Kindern und Jugendlichen 
nach wie vor ein großes Problem. Das Thema ist gesellschaftlich tabuisiert und 
wird nicht selten unter dem Deckmantel kultureller Gepflogenheiten ('Bacha 
Bazi', so genannte 'Tanzjungen') verschwiegen oder verharmlost (AA 9.2016). 
Üblicherweise sind die Jungen zwischen 10 und 18 Jahre alt (SBS 20.12.2016; vgl. 
auch: AA 9.2016); viele von ihnen werden weggeben, sobald sie erste Anzeichen 
eines Bartes haben (SBS 21.12.2016). Viele der Jungen wurden entführt und 
manchmal werden sie von ihren Familien, aufgrund von Armut, an die Täter 
verkauft (SBS 20.12.2016; vgl. auch: AA 9.2016). 
Die afghanische Menschenrechtskommission AIHRC hat sich 2014 mit einer 
nationalen Studie des Themas angenommen. Ein Großteil der Täter hat keinerlei 
Unrechtsbewusstsein. Die Jungen werden oft weiter gehandelt oder auch getö-
tet. Die Jungen und ihre Familien werden oft von ihrer sozialen Umgebung 
verstoßen; eine polizeiliche Aufklärung findet nicht statt. (AA 9.2016) 
Das von der AIHRC geleitete Komitee zum Thema Bacha Bazi, reichte beim 
Justizministerium einen Gesetzesentwurf ein, um diese Praxis zu kriminalisieren. 
Nach intensiver medialer Auseinandersetzung über vermeintliche Misshandlun-
gen durch afghanische Sicherheitskräfte, ordnete der Präsident am 23. Septem-
ber 2015, die Schaffung einer Organisation - bestehend aus dem Büro der Gene-
ralstaatsanwaltschaft, dem Innenministerium und der AIHRC - um sexuellen 
Missbrauch von Kindern zu verhindern und die Täter zur Rechenschaft zu ziehen 
(UN GASC 10.12.2015). 
Die UNAMA unterstütze weiterhin Bemühungen der AIHRC Bacha Bazi, und 
andere Formen sexuellen Missbrauchs, vorzubeugen und zu kriminalisieren: sie 
drängte die afghanische Regierung Bacha Bazi zu kriminalisieren, indem die von 
einer Kommission entworfenen und vorgeschlagenen Gesetze, durch ein Präsidi-
aldekret bestätigt werden sollen. Derzeit gibt es sehr wenige Leistungen und 
Unterstützungsmechanismen für Opfer von Bacha Bazi – oftmals werden sie 
selbst bestraft (UNAMA 6.2.2017). 
 
Kinderarbeit 
Das Arbeitsgesetz in Afghanistan setzt das Mindestalter für Arbeit mit 18 Jahren 
fest, erlaubt 14 -Jährigen als Lehrlinge zu arbeiten, sowie 15-Jährigen (und älter) 
'einfache Arbeit' zu verrichten. Ebenso dürfen 16- und 17-Jährige bis zu 35 
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Stunden pro Woche arbeiten. Unter 14-Jährigen ist es unter gar keinen Umstän-
den erlaubt zu arbeiten. Das Arbeitsgesetz verbietet die Anstellung von Kindern 
in Bereichen, die ihre Gesundheit gefährden. In Afghanistan existiert eine Liste, 
die gefährliche Jobs definiert - dazu zählen: Arbeit in Bergbau, Betteln, Abfallent-
sorgung und Müllverbrennung, arbeiten an Schmelzöfen, sowie großen Schlacht-
höfen, arbeiten mit Krankenhausabfall oder Drogen, arbeiten als Sicherheitsper-
sonal und Arbeit im Kontext von Krieg (USDOS 13.4.2016). 
Afghanistan hat die Konvention zum Schutze der Kinder ratifiziert. Kinderarbeit 
ist in Afghanistan somit offiziell verboten. Dennoch haben im Jahr 2014 laut 
AIHRC (Children’s Situation Summary Report vom 14. Dezember 2014) 51,8% der 
Kinder auf die ein oder andere Weise gearbeitet. Viele Familien sind auf die 
Einkünfte, die ihre Kinder erwirtschaften, angewiesen. Daher ist die konsequente 
Umsetzung eines Kinderarbeitsverbots schwierig. Es gibt allerdings Programme, 
die es Kindern erlauben sollen, zumindest neben der Arbeit eine Schulausbildung 
zu absolvieren. Auch ein maximaler Stundensatz und Maßnahmen zum Arbeits-
schutz (wie z. B. das Tragen einer Schutzmaske beim Teppichknüpfen) wurden 
gesetzlich geregelt. Der Regierung fehlt es allerdings an durchsetzungsfähigen 
Überprüfungsmechanismen dieser gesetzlichen Regelungen. 6,5 Millionen Kinder 
gelten als Gefahren ausgesetzt (AA 9.2016). Allgemein kann gesagt werden, dass 
schwache staatliche Institutionen die effektive Durchsetzung des Arbeitsrechts 
hemmen und die Regierung zeigt nur geringe Bemühungen, Kinderarbeit zu 
verhindern oder Kinder aus ausbeuterischen Verhältnissen zu befreien (USDOS 
13.4.2016). 
Kinderarbeit bleibt ein tiefgreifendes Problem. Das Arbeitsministerium verwei-
gerte Schätzungen zu den Zahlen der arbeitenden Kinder in Afghanistan und 
begründete dies mit fehlenden Daten und Mängeln bei der Geburtenregistrie-
rung. Dies schränkte, die ohnehin schwachen Kapazitäten der Behörden bei der 
Durchsetzung des Mindestalters für Arbeit ein. Berichten zufolge, wurden weni-
ger als 10% der Kinder bei Geburt registriert. In einem Bericht der AIHRC, gaben 
22% der Befragten an, arbeitende Kinder zu haben. Kinder sind bei der Arbeit 
einer Anzahl von Gesundheits- und Sicherheitsrisiken ausgesetzt; Berichte exis-
tieren wonach Kinder sexuellem Missbrauch durch erwachsene Arbeiter ausge-
setzt waren (USDOS 13.4.2016). 
Das Gesetz besagt, dass die Verhaftung eines Kindes als letztes Mittel und nur für 
die kürzest mögliche Zeit vorgenommen werden soll. Berichten zufolge mangelt 
es Kinder in Jugendhaftanstalten landesweit an Zugang zu adäquatem Essen, 
Gesundheitsvorsorge und Bildung. Verhafteten Kindern wurden oftmals Basis-
rechte wie z.B. die Unschuldsvermutung, das Recht auf einen Anwalt, oder das 
Recht auf Information über die Haftgründe usw., sowie das Recht nicht zu einem 
Geständnis gezwungen zu werden, verwehrt. Das Gesetz sieht eine eigene 
Jugendgerichtsbarkeit vor, limitierte Ressourcen ermöglichten bisher aber nur 
Jugendgerichte in sechs Gebieten: Kabul, Herat, Balkh, Kandahar, Jalalabad und 
Kunduz. In anderen Provinzen, in denen keine speziellen Gerichte existieren, 
fallen Kinder unter die Zuständigkeit allgemeiner Gerichte. In manchen Fälle 
nahmen die Behörden die Opfer, als zu bestrafende wahr, da sie Schande über 
die Familie gebracht haben, indem sie Missbrauch anzeigten. In manchen Fällen 
wurden misshandelte Kinder von den Behörden verhaftet, wenn sie nicht zu 
ihren Familien zurückgebracht werden konnten und keine anderen Zufluchtsstät-
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ten existierten. Auch gab es Vorwürfe wonach die Behörden Kinder oft stellver-
tretend für verwandte Täter verhafteten (USDOS 13.4.2016). 
 
Bildungssystem in Afghanistan 
In Afghanistan gibt es zwei parallele Bildungssysteme. Religiöse Bildung liegt in 
der Verantwortung des Klerus in den Moscheen, während die Regierung kosten-
freie Bildung an staatlichen Einrichtungen bietet. Im Alter von 7 bis 13 Jahren 
gehen die Schüler in die Primärschule. Darauf folgen 3 Jahre Mittelschule. Studi-
eninteressenten müssen am Ende dieses Abschnitts ein Examen bestehen. In der 
Sekundarschule haben die Schüler/innen die Wahl entweder für 3 weitere Jahre 
den akademischen Weg einzuschlagen, welcher weiter zur Universität führen 
kann; oder Themen wie angewandte Landwirtschaft, Luftfahrt, Kunst, Handel etc. 
zu lernen. Beide Programme enden mit einem 'Bacculuria'-Examen. Aus- und 
Weiterbildung: Bildungseinrichtungen umfassen auch Berufsschulen, technische 
Hochschulen und tertiäre Institute wie das Kabul Polytechnic Institute. Viele 
Einrichtungen, unter der Leitung des Ministeriums für Arbeit und Soziales, bieten 
Trainings an. Auch das Ministerium für Bildung betreibt eine Abteilung für Wei-
terbildung (41 Schulen), die Unterstützung bieten. Diese fokussieren sich haupt-
sächlich auf Mechanik, Tischlerei, Sanitär, Metallarbeiten, Friseur, Schneiderei 
und Bürotätigkeiten. Öffentliche Schulen und Kindergärten sind bis zum Universi-
tätslevel kostenlos. Private Bildungseinrichtungen und Universitäten müssen 
bezahlt werden. Kinderbetreuung: Es gibt einige staatlich finanzierte und verwal-
tete Kindergärten. Diese gewähren Kindern von Mitarbeiter/innen kostenfreien 
Zugang (IOM 2016). 
Viele Kinder sind unterernährt. Ca. 10% (laut offizieller Statistik 91 von 1.000, 
laut Weltbank 97 von 1.000) der Kinder sterben vor ihrem fünften Geburtstag. 
Straßenkinder gehören zu den am wenigsten geschützten Gruppen Afghanistans 
und sind jeglicher Form von Missbrauch und Zwang ausgesetzt (AA 9.2016)." 
 

3.2. Begründend führt das Bundesverwaltungsgericht in seinem Erkenntnis zur 

Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides (zur Nichtzu-

erkennung des Status der subsidiär Schutzberechtigten) im Wesentlichen aus: 

"Vor dem Hintergrund der individuellen Situation der Beschwerdeführer ist 
diesen die Rückkehr in die Stadt Kabul aus folgenden Gründen auch zumutbar. 
Die Erstbeschwerdeführerin und der Zweitbeschwerdeführer sind gesund, im 
erwerbsfähigen Alter und der Zweitbeschwerdeführer hat bereits Berufserfah-
rung. Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass der Zweitbeschwerdeführer aus 
der Hauptstadt Kabul stammt und dort auch bis zu seiner Ausreise gelebt hat. Die 
Beschwerdeführer sprechen Dari, sind mit den kulturellen Gepflogenheiten ihres 
Herkunftsstaates vertraut und haben die Möglichkeit, sich allenfalls durch Gele-
genheitstätigkeiten eine Existenzgrundlage zu sichern. Die Beschwerdeführer 
können zudem Rückkehrhilfe in Anspruch nehmen (CARITAS), wodurch sie 
Unterstützung für die Existenzgründung bei einer Rückkehr erlangen können. 
Darüber hinaus geht es der Familie der Erstbeschwerdeführerin – wie bereits 
oben festgestellt – in der Stadt Mazar-e Sharif finanziell und auch gesundheitlich 
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wie ideell sehr gut, sodass diese die Beschwerdeführer im Falle einer Rückkehr 
finanziell dabei unterstützen können, in Kabul Fuß zu fassen. Insgesamt bestehen 
keine konkreten Anhaltspunkte dafür, dass die Beschwerdeführer bei einer 
Rückkehr einem realen Risiko einer unmenschlichen Behandlung ausgesetzt 
wären. 
Kabul ist eine für Normalbürger, die nicht mit Ausländern zusammenarbeiten, 
vergleichsweise sichere und über den jeweiligen Flughafen gut erreichbare Stadt. 
Nach den vorliegenden Länderberichten ist die allgemeine Lage als vergleichs-
weise sicher und stabil zu bezeichnen, auch wenn es dort zu vereinzelten An-
schlägen kommt. Innerhalb Kabuls existieren demnach in verschiedenen Vierteln 
unterschiedliche Sicherheitslagen. Die afghanische Regierung behält jedoch die 
Kontrolle über Kabul, größere Transitrouten, Provinzhauptstädte und fast alle 
Distriktzentren. Aus den entsprechenden Länderberichten ergibt sich, dass sich 
die in der Stadt Kabul verzeichneten Anschläge hauptsächlich im Nahebereich 
staatlicher Einrichtungen (etwa Regierungs- und Polizeigebäude) oder NGO´s 
ereignen. Diese Gefährdungsquellen sind jedoch in reinen Wohngebieten nicht 
anzunehmen, weshalb die Sicherheitslage in der Stadt Kabul als ausreichend 
sicher zu bewerten ist. 
Für die Zuerkennung des Status eines subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf 
den Herkunftsstaat Afghanistan reicht es auch nicht aus, sich bloß auf eine 
allgemein schlechte Sicherheits- und Versorgungslage in Afghanistan zu berufen, 
sondern es müssen vom Betroffenen auch individuelle Umstände glaubhaft 
gemacht werden, die im Fall der Rückkehr nach Afghanistan eine reale Gefahr 
der Verletzung des Artikel 3 EMRK für maßgeblich wahrscheinlich erscheinen 
lassen. 
Solche Umstände konnten die Beschwerdeführer im Verfahren jedoch nicht 
glaubhaft machen. Sie sprechen die dortige Landessprache, sind mit einem 
Universitätsstudium (Zweitbeschwerdeführer) und einer 12-jährigen Schulausbil-
dung (Erstbeschwerdeführerin) hervorragend bis deutlich überdurchschnittlich 
gut ausgebildet, gesund und arbeitsfähig. Unter diesen Gesichtspunkten kann 
davon ausgegangen werden, dass sie auch nach ihrer Rückkehr in ihre Heimat in 
der Lage sein werden, sich ihren Lebensunterhalt zu sichern. Außerdem können 
sie durch die Inanspruchnahme von Rückkehrhilfe zumindest übergangsweise in 
Kabul das Auslangen finden. Deshalb ist auch nicht zu befürchten, dass sie 
bereits unmittelbar nach ihrer Rückkehr und noch bevor sie in der Lage wären, 
selbst für ihren Unterhalt zu sorgen, in eine existenzbedrohende bzw. wirtschaft-
lich ausweglose Lage geraten könnten. 
Die Prüfung der maßgeblichen Kriterien führt daher im konkreten Fall zu dem 
Ergebnis, dass den Beschwerdeführer eine Rückkehr in die Stadt Kabul jedenfalls 
möglich und auch zumutbar ist (siehe in diesem Zusammenhang auch VwGH 
13.09.2016, Ra 2016/01/0096 mwN)." 
 

4. Gegen diese Entscheidung richtet sich die vorliegende, auf Art. 144 B-VG 

gestützte Beschwerde, in der die Verletzung des verfassungsgesetzlich gewähr-

leisteten Rechts auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander (Art. I Abs. 1 

des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. 390/1973) sowie eine Verletzung des 
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Art. 2, Art. 3 und Art. 8 EMRK behauptet und die kostenpflichtige Aufhebung des 

angefochtenen Erkenntnisses beantragt wird.  

5. Das Bundesverwaltungsgericht hat die Verwaltungs- und Gerichtsakten vorge-

legt und von der Erstattung einer Äußerung unter Hinweis auf die Begründung 

des angefochtenen Erkenntnisses abgesehen. 

II. Erwägungen 

1. Die Beschwerde ist zulässig. 

2. Soweit sie sich gegen die Nichtzuerkennung des Status der subsidiär Schutzbe-

rechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan richtet, ist sie auch 

begründet: 

3. Nach der mit VfSlg. 13.836/1994 beginnenden, nunmehr ständigen Rechtspre-

chung des Verfassungsgerichtshofes (s. etwa VfSlg. 14.650/1996 und die dort 

angeführte Vorjudikatur; weiters VfSlg. 16.080/2001 und 17.026/2003) enthält 

Art. I Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes zur Durchführung des Internationa-

len Übereinkommens über die Beseitigung aller Formen rassischer Diskri-

minierung, BGBl. 390/1973, das allgemeine, sowohl an die Gesetzgebung als 

auch an die Vollziehung gerichtete Verbot, sachlich nicht begründbare Unter-

scheidungen zwischen Fremden vorzunehmen. Diese Verfassungsnorm enthält 

ein – auch das Sachlichkeitsgebot einschließendes – Gebot der Gleichbehandlung 

von Fremden untereinander; deren Ungleichbehandlung ist also nur dann und 

insoweit zulässig, als hiefür ein vernünftiger Grund erkennbar und die Ungleich-

behandlung nicht unverhältnismäßig ist. 

4. Diesem einem Fremden durch Art. I Abs. 1 leg.cit. gewährleisteten subjektiven 

Recht widerstreitet eine Entscheidung, wenn sie auf einem gegen diese Bestim-

mung verstoßenden Gesetz beruht (vgl. zB VfSlg. 16.214/2001), wenn das Ver-

waltungsgericht dem angewendeten einfachen Gesetz fälschlicherweise einen 

Inhalt unterstellt hat, der – hätte ihn das Gesetz – dieses als in Widerspruch zum 

Bundesverfassungsgesetz zur Durchführung des Internationalen Übereinkom-

mens über die Beseitigung aller Formen rassischer Diskriminierung, 

BGBl. 390/1973, stehend erscheinen ließe (s. etwa VfSlg. 14.393/1995, 
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16.314/2001) oder wenn es bei Erlassung der Entscheidung Willkür geübt hat (zB 

VfSlg. 15.451/1999, 16.297/2001, 16.354/2001 sowie 18.614/2008). 

5. Ein solcher Fehler ist dem Bundesverwaltungsgericht bei seiner Entscheidung 

hinsichtlich der Nichtzuerkennung des Status der subsidiär Schutzberechtigten 

unterlaufen: 

5.1. Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, dessen Antrag auf interna-

tionalen Schutz in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten 

abgewiesen wird, der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen, 

wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in 

seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2, 3 EMRK 

oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur EMRK bedeuten oder für ihn als Zivil-

person eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge 

willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen 

Konfliktes mit sich bringen würde.  

5.2. Das Bundesverwaltungsgericht trifft Feststellungen zur Lebenssituation von 

Kindern in Afghanistan (siehe I. 3.1.). Aus den Länderberichten geht hervor, dass 

die Anzahl an Kindern unter den zivilen Opfern um 24 % höher als im Vergleichs-

zeitraum des Vorjahres ist; Hauptursache dafür seien Munitionsrückstände. 

Außerdem ist den Länderberichten zu entnehmen, dass körperliche Übergriffe im 

familiären Umfeld, in Schulen oder durch die afghanische Polizei verbreitet sind. 

Laut Länderinformationen fehlt es an dauerhaften und durchsetzungsfähigen 

Mechanismen um dieses Gewaltpotenzial einzudämmen. Auch sexueller Miss-

brauch von Kindern und Jugendlichen sei nach wie vor ein großes Problem, das 

tabuisiert und verharmlost werde. Die Länderberichte nennen Kinderarbeit als 

tiefgreifendes Problem, von dem rund die Hälfte aller Kinder betroffen ist. 

Abschließend stellt das Bundesverwaltungsgericht fest, dass viele Kinder unter-

ernährt seien und ca. 10 % der Kinder vor ihrem fünften Geburtstag sterben 

würden.  

5.3. Das Bundesverwaltungsgericht unterlässt jegliche Auseinandersetzung mit 

diesen Länderberichten und der Frage, ob dem zum Zeitpunkt der Entscheidung 

zweijährigen Drittbeschwerdeführer, im Fall einer Rückkehr, eine Verletzung 

seiner gemäß Art. 2 und Art. 3 EMRK gewährleisteten Rechte droht. Die Ent-
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scheidung des Bundesverwaltungsgerichts ist daher, in Bezug auf den Drittbe-

schwerdeführer, begründungslos ergangen. 

5.4.  Soweit sich das Erkenntnis auf die Nichtzuerkennung des Status des subsidi-

är Schutzberechtigten an den Drittbeschwerdeführer und – daran anknüpfend – 

auf die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung bzw. der Abschiebung in den 

Herkunftsstaat Afghanistan unter Setzung einer Frist für die freiwillige Ausreise 

bezieht, ist es somit mit Willkür behaftet und insoweit aufzuheben. Dieser 

Mangel schlägt gemäß § 34 Abs. 4 AsylG 2005 auf die Entscheidung betreffend 

die Erstbeschwerdeführerin und den Zweitbeschwerdeführer durch (VfSlg. 

19.855/2014, VfGH 24.11.2016, E 1085/2016 ua.) und belastet auch diese mit 

(objektiver) Willkür (etwa VfSlg. 19.401/2011 mwN). Daher ist das Erkenntnis 

auch betreffend die Erstbeschwerdeführerin und den Zweitbeschwerdeführer – 

im selben Umfang wie hinsichtlich des Drittbeschwerdeführers – aufzuheben. 

6. Im Übrigen (hinsichtlich der Nichtzuerkennung des Status der Asylberechtig-

ten) wird die Behandlung der Beschwerde abgelehnt:  

6.1. Der Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung einer Beschwerde ableh-

nen, wenn von der Entscheidung die Klärung einer verfassungsrechtlichen Frage 

nicht zu erwarten ist (Art. 144 Abs. 2 BVG). Ein solcher Fall liegt vor, wenn zur 

Beantwortung der maßgebenden Fragen spezifisch verfassungsrechtliche Über-

legungen nicht erforderlich sind. 

6.2. Die Beschwerde rügt die Verletzung im verfassungsgesetzlich gewährleiste-

ten Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander (Art. I Abs. 1 Bun-

desverfassungsgesetz BGBl. 390/1973) sowie auf Art. 2, Art. 3 und Art. 8 EMRK. 

Die gerügten Rechtsverletzungen wären im vorliegenden Fall aber nur die Folge 

einer – allenfalls grob – unrichtigen Anwendung des einfachen Gesetzes. Spezi-

fisch verfassungsrechtliche Überlegungen sind zur Beantwortung der aufgewor-

fenen Fragen nicht anzustellen. 

III. Ergebnis 

1. Die Beschwerdeführer sind somit durch die angefochtene Entscheidung, 

soweit damit ihre Beschwerde gegen die Nichtzuerkennung des Status der 
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subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan 

abgewiesen wird, im verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf Gleichbe-

handlung von Fremden untereinander (Art. I Abs. 1 Bundesverfassungsgesetz 

BGBl. 390/1973) verletzt worden. 

Das Erkenntnis ist daher in diesem Umfang aufzuheben, ohne dass auf das 

weitere Beschwerdevorbringen einzugehen ist.  

2. Im Übrigen wird von einer Behandlung der Beschwerde abgesehen. 

3. Diese Entscheidung konnte gemäß § 19 Abs. 4 bzw. § 19 Abs. 3 Z 1 iVm § 31 

letzter Satz VfGG ohne mündliche Verhandlung in nichtöffentlicher Sitzung 

getroffen werden. 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 88 VfGG. In den zugesprochenen Kosten 

ist Umsatzsteuer in Höhe von € 501,40 enthalten. Da die Beschwerdeführer 

gemeinsam durch einen Rechtsanwalt vertreten sind, ist der einfache Pauschals-

atz, erhöht um einen entsprechenden Streitgenossenzuschlag, zuzusprechen. 

Wien, am 21. September 2017 

Der Präsident: 

Dr. HOLZINGER 

 

 

Schriftführerin: 

Mag. GIRARDI 
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